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(Je'setzs
Sechtesatz:

BOB § 1380; ZK) § 325 ' ;. ; .
Hat die Ehefrau ihre Zustimmung dazu gegeben, daß der 
Ehemann einen zu ihrem eingebrachten Gut gehörenden. \ 
Anspruch in eigenem Hamen zur Zahlung an sich einklägfc, 
'.so wirkt die Hechtskraft, der ergangenen EntScheidung, 
auch dann gegen die Ehefrau, wenn sie ndcjh dem 31 • Märfc 
Mp3 (Art il7 Abs 1 in Verbindung mit* Art 3 Abs 2'deS 
frimdgesetze.e) formell rechtskräftig” ĝ wofden ist;.. •

Aktenzeichen* TI ZR 176/56 . 
ürt. des Bm vom 12. Juli 1957 0£G Köln



VI ZR 176/56

Ve findet am 12. Juli 1957 
_____ , Justisobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  F a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Recbitsstreit

der Stadt E f l H ,  vertreten durch den Rat der Stadt, dieser 
vertreten durch den Oberbürgermeister,

Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächt igter: Rechtsanwalt Br.

gegen

die Ehefrau Elisabeth B f l H H H H l  geb. kirchen b. Köln, Out Schillingsrott,
in RI

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die mündliche 
Verhandlung vom 28. Juni 1957 unter Mitwirkung der Bundesrichter * 
Br. Kleinewefers, Martin, Hanebeck, Br. Bode und Br. HauB

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Teilurteil des 
3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Köln vom 7» Mai 1956 
aufgehoben.

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil der 
5< Zivilkammer des Landgerichts in Köln vom 14. Juli 1955 
teilweise abgeändert: .

Bie Klage wird insoweit abgewiesen, als die Klägerin 
von der Beklagten Zahlung eines Betrages von 2 300 BM 
und einer monatlichen Unterhaltsrente von 60 BM.für die 
Zeit vom 1. November 1954 bis 1. Juni 1956 begehrt.

Die Kosten der Revision werden der Klägerin auf erlegt.
Bie. Kostenentscheidung bleibt im übrigen dem Schluß­

urteil des Berufungsgerichts Vorbehalten.
Von Rechts wegen
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Tatbestand;

Am 2. Dezember* 1950 kam die Klägerin an der Straßenbahn­
haltestelle Rudolf platz in Köln bei dem Versuch, den Anhänger 
des noch fahrenden Straßenbahnzuges der Linie 16 zu besteigen, 
.zu Pall* Sie wurde überfahren und an der Wirbelsäule so 
schwer verletzt, daß ihre untere Körperhälfte gelähmt ist*

. Mit der am 29*. Oktober 1951 eingereichten Klage des 
Vorprozesses 5 0 178/51 LG Köln hat der Ehemann der Klägerin 
in Prozeßstandschaft für diese Schadensersatzansprüche gegen 
die Beklagte geltend gemacht. Er hat 100.LSI für Sachschaden, 
eine monatliche Unfallrente von 60 DM und ein Schmerzensgeld 
von 1 000 DM verlangt. Perner hat er gebeten, festzustellen, • 
daß die Beklagte ein Drittel des weiteren UnfallSchadens zu 
tragen habe. Das Landgericht hat die Klage durch Urteil vom 

. 1. Juli 1952 wegen überwiegenden Eigenverschuldens der Ver- 
; letzten .abgewiesen. Der Ehemann der Klägerin hat die Berufung 
gegen dieses Urteil nur wegen des Sachschadenanspruchs in 
Höhe, von 100 DM durchgeführt, nachdem sein Antrag,“ ihm das 
Armenrecht für die Berufung zu gewähren, mangels hinreichender 
Erfolgsaussicht zurückgewiesen worden war. Das Oberlandes­
gericht hat durch Urteil vom 18. Juni 1953 die Beklagte unter 
teilweiser Abänderung des landgerichtlichen Urteils zur Zah­
lung von Sachschäden in Höhe, von 75 DM (gleich einem Viertel 
der Gesamt Sachschäden) verurteilt und zur Begründung ausge­
führt j angesichts der von der Beklagten zu vertretenden er­
höhten Betriebsgefahr, die in der Einrichtung einer Doppel- 
.haltestelle liege,, sei eine Schadensverteilung im Verhältnis 
von .einem Viertel zu drei Vierteln angemessen.

in dem vorliegenden Rechtsstreit hat die Klägerin selbst 
Schadenersatzansprüche geltend gemacht und beantragt, die 
Beklagte zu verurteilen,

t \ i‘ H ' M M » M  H M  M' HAM « C.* C I
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1. *an sie eine für die Dauer ihrer Erwerbsunfähigkeit vom 
feericht zu schätzende Unterhaibereute von mindestens 
monatlich 50 DM zu entrichten,

2. an sie- 2 300 DM für Unterhalts-rückstände aus der Zeit vom 
2.. Dezember 1950 bis 2. Oktober 1954 zu zahlen,

3. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet sei, ein 
Viertel, des in Zukunft noch ent stehenden. Schadens zu 
ersetzen.%

Die Beklagte hat gebeten, die Klage abzuweisen. Sie ver­
tritt den Standpunkt, daß die geltend gemachten Ansprüche
bereits im.Vorprozeß rechtskräftig aberkannt seien. Außerdem , , * * » * erhebt sie die Einrede der Verjährung.

< V

« » «Die Klägerin ist der Auffassung, die Beklagte handele 
arglistig, indem sie sich auf Rechtskraft und Verjährung 
berufe. Sie, die Klägerin, sei.nur* durch die Armenrechts­
verweigerung gehindert worden, die Berufung gegen das land­
gerichtliche Urteil des Vorprozesses in vollem Umfang anzu­
greif ehV nachdem durch das Urteil des Oberlandesgerichts ent­
schieden sei, daß doch ein Anspruch auf Ersatz eines Teil­
schadens bestehe, dürfe sich die .Beklagte nicht mit forr 
mellen Einweisungen ihrer Verpflichtung entziehen..

. Die* Beklagte ist diesem Rechts Standpunkt entgegenge­
treten. Sie macht im übrigen geltend, daß das Urteil des 
'-Oberlandesgerichts im Vorprozeß zu Unrecht die Verpflich­
tung zum teilweisen Ersatz des Schadens bejaht habe.
* ' v ♦

Das.Landgericht hat die Beklagte verurteilt,
1. an die Klägerin vom 1. Hovember 1954 und im Erlebensfälle 

bis spätestens zum 31» Dezember 1967 eine im voraus zu 
zahlende Rente von monatlich 60 Dir, vom 1. Januar 1968
an eine im voraus zu gewährende lebenslängliche monatliche 
Rente von 45 DM zu entrichten,

2. an die' Klägerin 2 300 DM zu zahlen.
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Das Landgericht hat ferner festgestellt, daß die Be­
klagte verpflichtet ist, der Klägerin ein Viertel des 
in Zukunft aus dem Unfall vom 2. Dezember 1950 weiter ent­
stehenden Schadens zu ersetzen.

Das Oberlandesgericht hat durch Teilurteil die Berufung 
der Beklagten insoweit zuriickgewiesen, als. die Beklagte sich 
dagegen wendet, daß sie zur Zahlung von 2 300 DH und ei^er 
Rente von 60 DM monatlich für die Zeit vom 1. November 1954 
bis 1. Juni 1956 an die Klägerin verurteilt worden ist.

Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision, 
um deren Zurückweisung die Klägerin bittet, verfolgt die 
Beklagte das Ziel der Klageabweisung weiter.

Ent scheidungsgründe t

Das Berufungsgericht hat angenommen, daß die Eechtskräft 
der Entscheidung des Vorprozesses der erneut von der Ehefrau . 
erhobenen Klage nicht im Wege stehe. Die Revision, die diesen 
Standpunkt bekämpft, mußtf Erfolg haben. * . '

li Mit Recht ist das Berufungsgericht zwar davon ausge- 
gangeh, daß mit Ablauf des 31* März 1953 (Art 117 Abs 1 des 
Grundgesetzes) der Güterstand der Verwaltung und Nutznießung 
des. Ehemanns als gesetzlicher Güterstand fortgefallen ist 
(BGHZ lO, 266). Mit demselben Zeitpunkt ist auch die mit Art 
3 Abs 2 des Grundgesetzes in Widerspruch stehende gesetzliche 
ProzeßStandschaft des Ehemanns (§ i380 BGB) beendet worden 
(BGH.MDR 1954, 95). Auf die Präge, welche Bedeutung diese 
Rechtsänderung für die Rechtskraftwirkung des Vorprozesses 
hat, käme es nicht an, wenn die Entscheidung des Landgerichts 
in Köln vom 1. Juli 1952, die den Anspruch' auf Zahlung einer 
Rente wegen Beschränkung der Erwerbsfähigkeit der Klägerin



und auf Feststellung der weiteren Schadenersatzpflicht der 
Beklagten abgewiesen bat, schon vor dem 31« März 1953, also 
unter der Herrschaft des früheren ehelichen Güterrechts formell 
rechtskräftig geworden wäre. Bas war jedoch nicht der Fall. 
Allerdings hat der Ehemann der Klägerin gegen dieses Urteil 
nur insoweit Berufung eingelegt, als in dem Urteil auch. ein 
Anspruch auf Ersatz von Sachschäden abgewiesen war. Der 
Ehemann der Klägerin hat aber weder ausdrücklich. noch still­
schweigend einen Verzicht auf eine weitere Berufung erklärt, 
sondern im Gegenteil sowohl in der Berufungsschrift wie in 
der Berufungsbegründung zum Ausdruck gebracht, daß er sich 
eine Erweiterung seiner Berufungsanträge Vorbehalte. Bei 
dieser Sachlage wurde der Eintritt der formellen Rechtskraft 
des angefochtenen Urteils in vollem Umfang bis zu dem Zeit­
punkt gehemmt, zu dem spätestens eine Erweiterung der An­
träge vorgenommen werden konnte (vgl RG JW 1930, 144; RG 
JW 1930, 3549; BGHZ 7, 143; Baiwbaeh-Lauterbach, ZPO-Kommen- 
tar 24. Aufl 1 B vor § 511 ZPO). Dieser Zeitpunkt war die 
letzte mündliche Verhandlung im Berufungsrechtszug, di^ am 
7. Mäi 1953 stattgefunden hat. Erst an diesem Tage ist die 
abweisende Entscheidung Uber die nicht mehr mit der Berufung 
weiter verfolgten Anträge in Rechtskraft erwachsen.

2. Die für den früheren gesetzlichen ehelichen Güter­
stand der Verwaltung und Nutznießung des Ehemanns geltende* 
Vorschrift des § 13BO BGB gab dem Ehemann die Ermächti­
gung, ein zum eingebrachten Gut seiner Ehefrau gehörendes 
Hecht im eigenen Namen geltend zu machen. Aber diese ge­
setzliche Prozeßstandschaft führte noch nicht dazu, daß 
das erstrittene Urteil für und gegen die Ehefrau wirkte. Viel­
mehr war die Rechtskrafterstreckung des Urteils auf die Ehe- 
fraü gemäß § 1380 Satz 2 BGB davon abhängig, daß der Ehemann 
befugt war, über das Recht ohne Zustimmung der Ehefrau zu 
verfügen. Nach den Bestinmnmgen des Güterrechts wäre der 
Ehemann aber gerade nicht berechtigt gewesen, ohne Zustimmung



der Ehefrau über deren Forderung auf Zahlung von Schadenser­
satzbeträgen aus einem Unfall dadurch zu verfugen, daß er 
Zahlung des Schadensersatzbetrages an sich verlangte (vgl 
'Palandt, BGBKomm 16, Aufl Anm 2 zu § 1376, 5 a zu § 1380)* 
Erst die Zustimmung der Ehefrau zu dieser Prozeßführung gab 
_ dem Ehemann diese Berechtigung. Ersetzte die Zustimmung der 
Ehefrau die fehlende gesetzliche Befugnis des Ehemanns zur 
Verfügung über ein Hecht der Ehefrau, so hat die Rechtspre- 
chuhg stets den § 1380 Satz 2 BGB entsprechend angewandt und 
demgemäß aus der Zustimmung der Ehefrau zur Prozeßführung die 
Rechtskrafterstreckung des* Urteils auf die Ehefrau abgelei- 
tet (BGZ 77, 34? 92, 153 /T5£7; 135, 291 /2947s 164, 240). 
Dabei kam es.nicht darauf an, ob die Zustimmung der Ehefrau 
vor oder nach der Klageerhebung erteilt war, ebenso war es 
gleichgültig, ob die Zustimmung der Ehefrau im Rechtsstreit 
behauptet war (HGZ 164, 240). Wäre das Urteil also unter der 
Herrschaft des früheren ehelichen Güterrechts formell rechts­
kräftig geworden, hätte sich die innere (materielle) Rechts­
kraft im vorliegenden Palle nicht deshalb auf die Frau er­
streckt, weil das eheliche Güterrecht dem Ehemann Verfügungs­
rechte Uber das Gut der Prau eihräumte, sondern nur deshalb, 
weil die Ehefrau der ProseßfEhrung und den sich aus der Pro­
se ßflDirung ergebenden Verfügungen des Hannes zugestimmt hatte

Nun hat hier, wie unter den Parteien unstreitig ist, 
eine solche Zustimmung Vorgelegen. Auch das Berufungsge­
richt zieht nicht in Zweifel,. daß das Urteil des Landgerichts 
infolge dieser Zustimmung der Ehefrau gegen sie gewirkt hätte 
wenn es noch hei Geltung des alten Güterrechts rechtskräftig 
geworden wäre. Das Berufungsgericht beachtet aber nicht, daß 
die Zustimmung der Klägerin dem Ehemann eine nicht schon 
aus dem Güterstand abzuleitende und daher vom Wechsel des 
Güterstandes grundsätzlich unabhängige Befugnis eingeräumt 
hat, die angestrengte Klage für die Ehefrau durchzuführen.
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Es lag also angesichts dieser Ermächtigung -der Ehefrau zur 
Prozeßführung auch eine gewillkürte Prozeßstandschaft des 
Ehemanns vor* Paß sich aber hei einer zulässigen gewillkür­
ten Prozeßstandschaft die Rechtskraftwirkung auf den Rechts­
inhaber erstreckt, der die Ermächtigung zur Prozeßführung 
erteilt hat, ist allgemein anerkannt (vgl V/ieczorek, B J a 
zu § 325 ZPO$ RGZ 73, 306 /?09/) * Anders als in dem vom 
I W  Zivilsenat entschiedenen Pall des Urteils vom 2p. März 
1953 - IV ZR 241/52 - W  Er 4 zu § 325 ZPO - konnte es im
vorliegenden Palle weder für das Gericht noch für .den- Pro-

* * ̂
zeßgegner zweifelhaft sein, daß der Ehemann nicht die Klar­
stellung einer eigenen Rechtsstellung begehrte, sondern daß, 
er in - sei es gesetzlicher oder gewillkürter - .Prozeßstand­
schaft Ansprüche seiner Ehefrau geltend machte« ̂  Pie Rechts­
kraft er Streckung auf .die Ehefrau kann also nicht daran schei­
tern, daß die Prozeßstandschaft nicht offenkundig gewesen 
ist. Im übrigen ist auch noch auf folgenden Gesichtspunkt 
hinsuweisens '

Hätte die Klage des Ehemanns im ersten Rechtsstreit auch 
hihsichtlich der* Ansprüche aus § 843 BGB Erfolg gehabtso 
würde äich die Klägerin sicher’dagegen gewehrt haben, wenn 
die Beklagte die innere Rechtskraft des Urteils im.Verhältnis 
zur Klägerin in Zv/eifel gestellt und eine neue Entscheidung 
des Gerichts verlangt hätte. Pie Klägerin hätte dann mit 
Recht darauf hinweisen dürfen, daß der Rechtsstreit von-ihrem 
Ehemann mit ihrer Ermächtigung angestrengt und daher auch 
.im Verhältnis zu ihr rechtskräftig entschieden worden sei. 
für den Pall einer der Klägerin nachteiligen Entscheidung des 
mit ihrer Einwilligung vom Ehemann angestrengten Prozesses 
kann aber nichts anderes gelten. Auch hier steht die Rechts­
kraft einer heuen Klage entgegen. Ob* anders zu entscheiden 
wäre, wenn die Klägerin ihre Einwilligung nach dem 31* März 
1953 widerrufen hätte., kann dabei unerörtert bleiben.

• »..« M  . 'M C / l j ' . l  I M 1 ) ) 1 )(. \ )t I »I H » > '"*■ ' • » t
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3» Entgegen der Hechtsansicht der Klägerin sind keine 
besonderen Grunde ersichtlich, die es der Beklagten wegen 
eines darin liegenden Verstosses gegen die Anschauung aller 
gerecht und billig Denkenden versagen würden, sich auf die 
bestehende Hechtskraft des klageabweisenden Urteils zu be­
rufen. Zwar wird davon auszugehen sein, daß der Ehemann der 
Klägerin im Vorprozeß infolge der Verweigerung des Armen­
rechts gehindert worden ist, die eingelegte Berufung auch auf 
die Ansprüche aus § 843 BGB und auf die Feststellung der wei­
teren Schadensersatzpflicht der Beklagten zu erstrecken* Es 
wird sich auch die Feststellung treffen lassen, daß die Be­
rufung im Falle der Durchführung teilweise Erfolg gehabt 
hätte, da sich der Standpunkt des Oberlandesgerichts zur . 
Sachfrage aus seinen beiden Urteilen ergibt. Da der Beklagten 
das Rechtsmittel der Sevisien sür Verfügung gestanden hätte, 
wäre aber auch mit dem oberlandesgerichtlichen Urteil kaum 
eine endgültige Entscheidung getroffen worden. Jedenfalls 
aber konnte die Beklagte durchaus weiter den Standpunkt ver­
treten^ daß das Urteil des Landgerichts in Köln vom 1. Juli 1952 
die Rechtslage richtig gewürdigt habe und daher aufrecht er­
halten werden müsse. In diesem Zusammenhang mag darauf hin­
gewiesen werden, daß Schadensersatzansprüche der Verletzten 
in ähnlichen Fällen (Auf- und Abspringen bei fahrender Straßen­
bahn) vom erkennenden Senat wegen überwiegenden Verschuldens 
(§ 254 BGB) voll abgewiesen sind (Urteil vom 21. Dezember 1955
- VI ZH 63/55 s m  Hr 4 zu § 254 £D a) BGB und vom 26. Harz 1957
- VI ZR 10/56 = VersR 1957, 372). Keinesfalls kann also die
Rede davon sein, daß sich die Klägerin in anstössiger Weise
ein unrichtiges Urteil in Kenntnis der Unrichtigkeit zunutze ♦
mache, wobei dahingestellt bleiben mag, ob in einem solchen 
Fall das IhndemJs der Rechtskraft einer erneuten Verhandlung 
und Entscheidung nicht mehr entgegenstehen würde (vgl hierzu 
BGH LU Kr 10 zu § 322 ZPO).



4. Da die Rechtskraft des Vorurteils einer erneuten Ent­
scheidung über die geltend gemachten Ansprüche entgegensteht 
war die Klage in dem Umfange abzuweisen, in.dem Uber sie 
durch das feilurteil des Berufungsgerichts entschieden wor­
den ist. ' .

Demgemäß war wie geschehen zu erkennen. Die Entscheidung 
über die Kosten der Revision beruht auf § 97 ZPO. Im übrigen 
war die Kostenentscheidung dem Schlußurteil des Berufungsge­
richts vorzubehalten.

Dr. Kleinewefers Martin « Hanebeck

Dr. Hauß. Dr. Bode


